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Sexualität und
Statistik

Früher, als Homosexualität
noch nicht eine statistische
Angelegenheit war, die von

Alfred Kinsey mehr oder minder
exakt gezählt wurde, sondern eine
eher literarische, von Thomas
Mann mehr oder minder kryp-
tisch verwurstete, früher alben,
sagten wir, las man mit den dafür
reifen Schülern vielleicht «Tonio
Kröger», um an jener Stelle, wo
der Titelheld, wie man heute sagt,
«geoutet» wird, den künstlerisch
dargebotenen Faden pädagogisch
aufzugreifen und ins Lebenswelt-
liche auszurollen. Das (nachträg-
lich) Statistische dazu schon mal
vorweg: Bei jener Stelle, wo steht,
«die Sache» sei «die» gewesen,
«dass Tonio Kröger Hans Hansen
liebte», haben 5,83 Prozent der
Mädchen gekichert, und 2,49 Pro-
zent der Buben wurden bleich.
Der Rest der Klasse war mit ande-
rem beschäftigt oder schlief. Und
damit zu unserem eigentlichen
Thema. Wie wir also der gestrigen
Ausgabe unseres Leibblatts ent-
nehmen, hat der Berner Grossrat
Erwin Sommer einen äh Vorstoss
eingereicht, der den Titel «Um-
gang mit der Wahrheit» trägt und
vom Regierungsrat, welcher be-
kanntlich im Kanton für die Wahr-
heit zuständig ist, wissen möchte,
wie das exakt ist mit den Homo-
sexuellen, weil die einte Statistik
sagt, 15 Prozent von uns seien so,
und die andere Statistik, nur 1,78
Prozent oder so von uns seien so.

Unsereiner, die wir es mehr mit
Mann (Thomas) haben als mit
Kinsey, hat natürlich schon mal
aufgeatmet, dass das von Grossrat
Sommer inkriminierte «Schulpro-
jekt Gleichgeschlechtliche Liebe»
nicht vom Staat finanziert wird.
Aber die Frage schwebt trotzdem
weiterhin belastend im Raum:
Wie viele sind jetzt effektiv so?

Vielleicht hilft uns auch hier das
Lesen weiter, es muss ja nicht im-
mer «Tonio Kröger» sein. Grossrat
Sommers Interpellation genügt.
Dort wird nämlich auf die erfolg-
reichen Beispiele von Menschen
hingewiesen, «welche ihre homo-
sexuelle Orientierung verändern
konnten». Wenn wir annehmen,
dass dasselbe mindestens ebenso
erfolgreich auch in umgekehrter
Richtung funktioniert, hätten wir
endlich eine Erklärung für jenen
grossen statistischen Graubereich,
der in unserer Geschichte Millio-
nen von Künstlern zum Schaffen
brachte. Und von Statistikern zum
Zählen. (Und wir wollten noch et-
was zu Politikern und Bibel sagen,
beschränken uns aber hier auf die
Frage: Wozu zählt für Sie, Lehrer
Sommer, Thomas Mann jetzt mal
rein unstatistisch sexuell?) (pci)

KURZ

Neue Stempeluhren und
Patches für die Verwaltung
STADT BERN Die Stadtverwaltung
wird komplett mit neuen Zeiterfas-
sungsgeräten ausgerüstet. Sie erset-
zen die teilweise veralteten Appara-
te, teilt der städtische Informations-
dienst mit. Der Gemeinderat hat ei-
nen Kredit von 1,25 Millionen Fran-
ken für die Anschaffung gesprochen.
Das System wird gekoppelt mit ei-
nem elektronischen Zutrittssystem
für die Gebäude. Die Angestellten
werden den Eingangsschlüssel mit
einem Patch tauschen. Für das Pub-
likum ändert sich laut Projektleiter
Werner Meile nichts. (pd/ruk)

Führungen für Grosseltern
und Enkelkinder
TIERPARK DÄHLHÖLZLI Unter dem
Motto «Neugier stillen und Antwor-
ten suchen» organisiert der Tierpark
Dählhölzli zusammen mit der pen-
sionierten Zoopädagogin Annema-
rie Büchler spezielle Führungen für
Grosseltern mit ihren Enkelkindern.
Sie finden gemäss Mitteilung je-
weils am ersten Montag des Monats
statt (April bis August), erstmals am
kommenden Montag. Reservation
ist nötig: 031 357 15 15. (pd)

«Die Folgen tragen die Städte»
Stadt Bern will pragmatisch mit Kiffern umgehen und diese nicht kriminalisieren

Der Berner Gemeinderat 
kritisiert den Nationalrat, weil
dieser letzten Sommer das
Betäubungsmittelgesetz nicht
revidiert hat. «Die Folgen der
Blockierung tragen die
Städte», sagt Edith Olibet.

N I C O L E J E G E R L E H N E R

«Für uns ist es eine Selbstverständ-
lichkeit: Polizei und Soziales arbei-
ten im Drogenbereich eng mit-
einander und nicht nur für sich
oder gar gegeneinander.» Edith
Olibet, Direktorin für Bildung, So-
ziales und Sport in der Stadt Bern,
drückte sich gestern vor den Medi-
en klar aus. Und auch ihre Kritik an
der nationalen Drogenpolitik war
klar: Sie sprach vom «ebenso be-
dauerlichen wie sachlich falschen
Nichteintretensentscheid des Na-
tionalrats zum Betäubungsmittel-
gesetz» (Kasten links). Der Berner
Gemeinderat lasse sich von dieser
«realitätsfremden Betäubungs-
mittelpolitik auf Bundesebene»
nicht von seinen bisherigen An-
strengungen abbringen und setze
ein Zeichen – denn: «Die Folgen
der Blockierung tragen die Städte.»

Tatsache sei, dass der Cannabis-
konsum – obwohl illegal – heute
weit verbreitet sei, und zwar quer
durch alle Alters- und Berufsgrup-
pen. Und auch wenn der Canna-
bishandel in den Hanfläden stark

abgenommen habe, sei Cannabis
in Bern immer noch erhältlich.
«Die Zeichen mehren sich, dass der
Handel mit Cannabis und mit har-
ten Drogen wieder vermehrt an
den gleichen Örtlichkeiten statt-
finden», sagte Olibet. Darum be-
kräftige und konkretisiere der Ge-
meinderat seine bisherige Politik.
Dazu hat die Regierung sechs Eck-
werte und Massnahmen verab-
schiedet. Die städtische Cannabis-
politik habe pragmatisch und un-
ter den verschiedenen Direktio-
nen abgestimmt zu sein. Wichtig
ist dem Gemeinderat, dass der
Handel von weichen und harten

Drogen getrennt ist – und dass
«Cannabiskonsumierende nicht
unnötig kriminalisiert werden».

Kein Konsum in Öffentlichkeit

Prävention komme vor Repres-
sion: Es mache keinen Sinn, rund
die Hälfte der Jugendlichen in der
Stadt Bern zu kriminalisieren, nur
weil sie während einer gewissen
Zeit Cannabis konsumierten. Hin-
gegen mache es Sinn, Jugendliche,
die zu oft oder bereits zu lange kiff-
ten, auf ihren Konsum anzuspre-
chen und ihnen Unterstützung an-
zubieten, sagte Olibet. Polizeidi-
rektorin Barbara Hayoz sprach in

diesem Zusammenhang das Pro-
jekt Pinto (Prävention, Interven-
tion und Toleranz) an: In dessen
Rahmen sei es ohne polizeiliche
Konsequenzen möglich, Jugendli-
che und Erwachsene auf ihren
Cannabiskonsum anzusprechen.
Einerseits sollen so Konsumieren-
de an Beratungsstellen weiterge-
leitet werden – andererseits wür-
den sie aber auch darauf aufmerk-
sam gemacht, dass «Cannabiskon-
sum im öffentlichen Raum nicht
erwünscht ist», sagte Hayoz.

Hayoz betonte, die Stadtpolizei
setze ihre Kräfte prioritär zur Ver-
hinderung und Verfolgung des

Handels mit harten Drogen ein.
Olibet sagte, der Konsum von
Cannabis und damit in Verbin-
dung stehende Übertretungen sei-
en für den Gemeinderat Fehlver-
halten, die nur in Einzelfällen ge-
ahndet werden müssten.

Ein Gemeinderat wird sicher
nicht hinter der Meinung des Ge-
samtgemeinderats stehen: Kurt
Wasserfallen. Er hat noch letzten
Sommer im Nationalrat eine Mo-
tion eingereicht, in der er höhere
Bussen für Kiffer und ein höheres
Strafmass für Hanfanbau und 
-handel fordert.

Der kontrollierte Hanfverkauf

Wasserfallen wird auch die Aus-
sage Olibets nicht gefallen, für die
Stadt Bern sei der kontrollierte
Hanfverkauf «eine Option als
Massnahme gegen die Vermi-
schung des Handels mit Cannabis
und dem mit harten Drogen».
Doch noch müsse die verwal-
tungsinterne Diskussion geführt
werden. Das Grüne Bündnis und
die Junge Alternative haben diese
Woche im Stadtrat ein Postulat
eingereicht, in dem sie den Ge-
meinderat auffordern, an einem
kantonalen Pilotversuch zum kon-
trollierten Verkauf von Cannabis
teilzunehmen, wie das die Stadt
Biel beabsichtige. Olibet kündigte
an, sie wolle Kontakte mit andern
Städten knüpfen: «Die Städte soll-
ten sich zu einer einheitlichen
Strategie zusammenschliessen.»

Komitee gegründet
Die Reitschule bläst zum Kampf gegen SVP-Initiative

Mit viel Klamauk ist gestern Abend
im Restaurant Sous le Pont in der
Berner Reitschule ein Komitee ge-
gen die Initiative «Keine Sonder-
rechte für die Reitschule» gegrün-
det worden. Die Initiative der SVP,
JSVP und Schweizer Demokraten
(sd) fordert, dass die Stadt der Reit-
schule ortsübliche Mietzinse und
Nutzungsgebühren in Rechnung
stellen soll. Aus Sicht der Komitee-
Gründer würde die Reitschule da-
mit finanziell ausgeblutet. Wäh-
rend die Stadt andere Kulturbetrie-
be wie Stadttheater, Sinfonieor-
chester oder Paul-Klee-Zentrum
jährlich mit Beiträgen von mehre-
ren Millionen Franken subventio-
niere, erlasse sie der Reitschule –
auf deren Antrag – nur die Miete
und die Nebenkosten. Insgesamt
625 000 Franken pro Jahr. Im Ko-
mitee gegen die Initiative beteili-
gen sich SP, Juso, JA, GFL, Grüne
Partei Bern, PdA, die StudentIn-
nenschaft der Uni Bern, der Ge-
werkschaftsbund Bern sowie ver-
schiedene kulturelle Institutionen
wie das zeitgenössische Theater-

treffen «Auawirleben», das Korn-
hausforum, das Schlachthaus
Bern oder das Café Kairo.

Gegner am 1. April veräppelt

Grosses Gelächter brach aus, als
Balz Küenzli von Radio Rabe vor
den etwa 50 Anwesenden seine 
1.-April-Telefoninterviews vor-
spielte, in denen er behauptete, die
Initiative sei eben zurückgezogen
worden. Stadträtin Lydia Riesen
(sd) bezeichnete dies als «Tief-
schlag». Sie müsse sich überlegen,
ob sie weiter mit der SVP zusam-
menarbeiten wolle. SVP-Frak-
tionspräsidentin Margrit Thomet
fand es ebenfalls sehr erstaunlich,
dass sie von Thomas Fuchs nicht
informiert worden sei. «Wahr-
scheinlich hat er gemerkt, dass es
sehr schwierig geworden wäre, die
Initiative durchzubringen.»

Obwohl die Initiative aus Sicht
der Reitschule «ein riesiger Witz»
sei, müsse man sie sehr ernst neh-
men, sagt dagegen Sandro Wied-
mer, der seit Jahren im Dachstock
der Reitschule arbeitet. (cvb)

Im Juni letzten Jahres weigerte
sich der Nationalrat mit 102 ge-
gen 92 Stimmen bei zwei Enthal-
tungen zum zweiten Mal, auf die
Revision des Betäubungsmittel-
gesetzes überhaupt einzutreten.
Mit der Gesetzesrevision hätte
der Hanfkonsum entkriminali-
siert werden sollen; zudem hät-
ten Anbau und Handel mit stren-
gen Regeln in ein kontrolliertes
Gewerbe überführt werden sol-
len, um den Jugendschutz zu er-
höhen. Die Gegner bissen sich an
der Legalisierung des Konsums
fest und äusserten sich kaum zur
geplanten Eindämmung des

Schwarzmarktes. In der Folge
lancierten die Befürworter der
Hanflegalisierung die Initiative
«für eine vernünftige Hanf-Poli-
tik mit wirksamem Jugend-
schutz»: Sie verlangt die Legali-
sierung des Hanfkonsums und
ein Konzessionierungssystem für
Anbau und Handel, das den heu-
tigen Schwarzmarkt streng regu-
lieren soll. Das Präsidium des Ko-
mitees teilen sich die Berner Na-
tionalrätinnen Christa Mark-
walder (fdp) und Ursula Wyss
(sp), der grüne Aargauer Natio-
nalrat Geri Müller und Jung-CVP-
ler Claudio Gentilesca. (njb)

Nicht-Entscheid des Nationalrats Cannatrade
wieder in Bern

Noch bis morgen Sonntag fin-
den auf dem Gelände der BEA
Bern Expo die 7. Berner Hanf-
tage statt. Die einstige Hanf-
messe hat sich gemäss den Ver-
anstaltern nun zur Fachmesse
Cannatrade mit Ausstellern
aus der ganzen Welt entwi-
ckelt. Heute ist die Messe von
11 bis 21 Uhr geöffnet, morgen
von 11 bis 18 Uhr. Der Eintritt
kostet 18 Franken; Jugendliche
unter 18 Jahren können die
Messe nur in Begleitung ihrer
Eltern besuchen. (njb)

Polo schläft bei «Satchmo»
Polo Hofer, bekennender Louis-Arm-
strong-Fan, hat die Nacht auf heute im
im Loeb-Schaufenster im «Satchmo»-

Zimmer verbracht. Das Warenhaus
zeigt eine Ausstellung über 30 Jahre
Jazzfestival Bern. (mdü)

DOMINIC FISCHER

April, April!
BERN Wer nach der Lektüre des
«Bund» von gestern auf Rolltrep-
pen nun mehr Fahrtwind spürt, irrt
sich: Beim Bericht handelt es sich
um unseren diesjährigen April-
scherz. Die Rolltreppen im Bahn-
hof wie in den Innenstadtgeschäf-
ten fahren immer noch gleich
schnell, das Tempo lässt sich auch
nicht beliebig variieren. So baut die
Schindler Aufzüge AG gemäss ei-
nem früheren «Bund»-Bericht drei
unterschiedlich schnelle Rolltrep-
pen: Die langsamste fährt 0,45
m/sec, die zweite 0,5 m/sec und die
schnellste 0,6 m/sec. Letztere wird
etwa an Flughäfen eingesetzt.

Unsicherheit bestand offenbar
darüber, ob im «Bund» von gestern
nicht noch ein zweiter Aprilscherz
versteckt war. Wie die Schweizeri-
sche Depeschenagentur auf Nach-
frage erfuhr, war der Bericht, wo-

nach die SBB zwar künftig Lamas,
Elefanten und andere exotische
Tiere, aber keine Kühe mehr trans-
portieren, allerdings kein Scherz.

Raucher raus aus Muri und Bern!

Laut «Berner Zeitung» soll die
Gemeinde Muri rauchfrei werden.
«Nicht rauchen oder wegziehen»,
so das Motto. Auf die gleiche Idee
kam unabhängig von der BZ Radio
Extra Bern: Hier verkündete Ge-
meinderat Kurt Wasserfallen, die
ganze Stadt Bern werde «aus ge-
sundheitlichen Gründen» rauch-
frei. Es habe «teils heftige Reaktio-
nen» von Hörern gegeben, sagte
Moderationsleiter Rolf Blaser. Ra-
dio BE1 meldete, nicht nur Taxihal-
ter müssten ihre tiefen Autonum-
mern zwecks Versteigerung dem
Kanton zurückgeben, sondern alle
Autobesitzer. (sbü)


